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Preußiſche Geſet 


ſammlung 
Kr. 


Inhalt: Geſetz, betreffend Verlängerung der im Gefeh über Gemoindebeamte im Gebiete 75 fünfti 1 
Groß Berlin vom 21. Februar 1920 im hf. 2 des einzigen Paragraphen geſetzten Friſt, 855 35. — 


5 Jahrgang 1921 


Verordnung, betreffend Überkelkungsvorſchriften zum Geſetz über die Aufhebung der Standes. 


vorrechte des Adels und die Auflöſung der Hausvermögen, S. bug. 


(Nr. 12107.) Geſetz, betreffend Verlängerung der im Geſetz über Gemeindebeamte im Gebiete 
der künftigen Stadt Groß Berlin vom 21. Februar 1920 (Gefebfanml. S. 49 
im Abf. 2 des einzigen Paragraphen geſetzten Friſt. Bom 11. März 1921. 


Dar Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
F . 
In Abf. 2 des einzigen Paragraphen des Geſetzes über Gemeindebenmte 
im Gebiete der künftigen Stadt Groß Berlin vom 21. Februar 1920 Gefetz⸗ 
ſamml. S. 40) treten an die Stelle der Worte: 
„binnen ſechs Monaten“ 
die Worte: 
„innerhalb eines Jahres“. 
9 2. 
Das Geſetz tritt mit feiner Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 11. März 1921. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Fiſchbeck. am Zehnhoff. Oeſer. 
Severing. Lüdemann. 


(Nr. 12108). Verordnung, betreffend Aberleitungsvorſchriften zum Geſetz über die Aufhebung 
der Skaudesvorrechte des Adels und die Auflöſung der Hausvermögen. 
(Adelsgeſetz vom 23. Juni 1920 (Geſetzſamml. S. 367). Vom 3. März 1921. 


Ar Grund des § 39 des Adelsgeſetzes verordnet das Staatsminiſterium, was 
folgt: 8 

1. Die nach dem bisherigen Rechte beſonderen Behörden oder Beamten 
(8,1 Abſ. II Ziffer 2) zur amtlichen Verwahrung übergebenen Verfügungen von 
Todes wegen find nebſt den über die Verwahrung aufgenommenen Verhandlungen 


Geſetzſammlung 1921. (Mr. 1210712108.) a 51 
Ausgegeben zu Berlin, den 24. März 1921. 
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in die amtliche Verwahrung des für den bisherigen Ort der Verwahrung zu⸗ 
ſtändigen Amtsgerichts zu überführen. 

2. Die nach den bisherigen Beſtimmungen von der Oberrechnungskammer 
($ 1 Abf. II Ziffer 2) bewirkte Prüfung des geſamten Rechnungsweſens der che 
maligen Kronverwaltung findet auch ferner ſtatt bis zu dem Zeitpunkte, in dem 
die Vermögensauseinanderſetzung zwiſchen dem Staate und dem Königshauſe zum 
Abſchluß gebracht iſt. Der maßgebende Zeitpunkt wird durch gemeinſchaftliche 
Verfügung des Juſtizminiſters und des Finanzminiſters beſtimmt. a 

3. Zu den Titeln (F 1 Abf, II Ziffer 4) gehören nicht reine Tätigkeits⸗ 
bezeichnungen wie Direktor, Archivar, Förſter, Bibliothekar, Kaſtellan u. ä., 
ſofern der damit Benannte ſich in einer der Bezeichnung entſprechenden Tätig⸗ 
keit befindet. f 

4. Iſt in Ehepakten zum Erſatze für das fehlende Erb- oder Pflichtteilsrecht 
dem überlebenden Ehegatten ein Wittum oder Witwenſitz ausgeſetzt, ſo ſind für 
das Erb⸗ und Güterrecht der Ehegatten die Vorſchriften der Ehepakten maß⸗ 
gebend. 

Werden die Ehepakte aufgehoben, ſo kommen die Vorſchriften des allgemeinen 
bürgerlichen Rechtes zur Anwendung. N 

5. Die Scheidung und die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft erfolgen 
vom Inkrafttreten des Adelsgeſetzes an nach den Vorſchriften des allgemeinen 
bürgerlichen Rechtes. ; 

Hat ſich ein Ehegatte vor dem im Abſ. 1 bezeichneten Zeitpunkt einer 
Verfehlung der in den §§ 1565 bis 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeich⸗ 
neten Art ſchuldig gemacht, ſo kann auf Scheidung oder auf Aufhebung der ehe⸗ 
lichen Gemeinſchaft erkannt werden ohne Rückſicht darauf, ob die Verfehlung auch 
nach dem bisherigen Rechte ein Scheidungs- oder Aufhebungsgrund war. 

6. Die nach Geſetz oder Hausrecht beſtehende Aufſicht über Hausvermögen 
geht mit dem 1. April 1921 auf die gemäß § 27 der Verordnung über die 
Zwangsauflöſung der Familiengüter und Hausvermögen (Zwangsauflöſungsver⸗ 
ordnung) vom 19. November 1920 Geſetzſamml. S. 463) zu bildenden Auf 
löſungsbehörden über; dieſe übernehmen vom genannten Zeitpunkt auch die den 
Oberlandesgerichten im Geſetz über die Aufhebung der Standesvorrechte des Adels 
und die Auflöſung der Hausvermögen vom 23. Juni 1920 (Geſetzſamml. S. 367) 
übertragenen Aufgaben. > 


Berlin, den 3. März 1921. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 
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